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eine Vereinigung von Menschen, die
sich aufgrund ihres religiösen Glaubens 
oder ihrer humanistischen Grundhaltung
zur Gewaltfreiheit als Lebensweg und als Mittel
persönlicher, sozialer und politischer Veränderung bekennen.

I n h a l t Liebe Leserinnen und Leser!

„Da muss man doch etwas tun!” lautet der Titel des
ersten Artikels (S.3) – ein Satz, der angesichts von Krie-
gen, Attentaten oder Flüchtlingsströmen wohl fast jeder
und jedem von uns schon in den Sinn gekommen ist.
Und das „etwas“, das man tun kann, scheint immer zu
wenig oder zu spät zu sein, kann vergangenes Unrecht
nicht ungeschehen machen und allzuoft gegenwärtiges
und zukünftiges nicht aufhalten. Manchmal wirkt es,
als wären wir angesichts des Ausmaßes der Gewalt bei-
nahe wie gelähmt und so gut wie ideenlos.

„Da muss man doch etwas tun!“ ist auch der Satz, der
oft bemüht wird, wenn ein militärischer Einsatz gerecht-
fertigt werden soll. Gesprochen wird von einer „Schutz-
verantwortung“ und geschickt werden Waffen und Flug-
zeuge, die Bomben werfen. Die (Gegen)Gewalt als Ulti-
ma Ratio, als das einzige, was jetzt noch greifen kann
um größeres Leid abzuwenden? Das ist doch nachvoll-
ziehbar. Und schneller als gedacht wirken dieser Ein-
satz und jener Krieg legitim.

Der Titel dieser Ausgabe „Delegitimierung von Gewalt“
zeigt, dass hier der Versuch gemacht werden soll, die-
ser Logik und Ideenlosigkeit entgegenzuwirken. Im
Interview auf S.12 unterstreicht Markus Meckel, ehem.
Abgeordneter zum deutschen Bundestag, die offensicht-
lichen Defizite bei der Einbettung militärischer Einsätze
in politisches und ziviles Handeln. Fernando Enns (S.9)
fordert unter Berufung auf die christliche Friedensethik
die Entscheidung für den „Dritten Weg“. Und weil gera-
de in diesem Zusammenhang die Ideenlosigkeit beson-
ders groß scheint, beleuchtet Irmgard Ehrenberger (S.7)
die Rolle internationaler Interessen in Syrien – denn
wenn man sich die großen Zusammenhänge vor Augen
hält, sieht man die Handlungsoptionen oft klarer.

Viel gibt es zu sagen zur Delegitimierung von Gewalt,
weswegen in dieser Ausgabe der Zeitung auch unge-
wöhnlich wenig Bilder zu finden sind. Ich hoffe, dass ihr
euch davon nicht abschrecken lasst, denn die Botschaft
ist wichtig, damit unsere Handlungen heute nicht zum
Nährboden für zukünftige Gewalt werden. 

Lucia Hämmerle
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Angesichts der vielen aktuel-
len Kriege und Konflikte, des
Leids von Millionen Men-

schen, die darin getötet, verwun-
det, vertrieben und versklavt wer-
den, die als Flüchtlinge im eigenen
Land, in den Nachbarstaaten oder
(in viel geringerer Anzahl) in den
Ländern der EU leben müssen – so
sie denn nicht auf dem Weg hierher
zu Land oder See umkommen –
kommt bei vielen Mitleid, aber auch
ein Gefühl der Hilflosigkeit und
Ohnmacht auf. Es lässt sich auf die
Frage zuspitzen: Was kann denn in
all den gewaltsamen Spannungen
und Konflikten – zwischen der
Ukraine und Russland, im Nahen
Osten, in vielen Teilen Afrikas,
angesichts des Terrors von bewaff-
neten Gruppen wie IS, Boko Haram
usw. – überhaupt (noch) gewaltfrei
getan werden, um der Gewalt Ein-
halt zu gebieten und das Leiden zu
beenden? Als Organisation, die
sich dezidiert zur aktiven Gewalt-
freiheit als Grundhaltung und
Methode der Veränderung bekennt,
sieht sich auch der Internationale
Versöhnungsbund immer wieder
vor diese Frage gestellt.

Viele Fragen….

Gleich vorneweg gesagt: Auch aus
der Perspektive der aktiven Ge-
waltfreiheit – genauso wie aus mili-
tärischer oder realpolitischer Sicht–
gibt es keine fertigen Antworten
oder Patentrezepte, was generell
oder in bestimmten Konflikten mit
Sicherheit zu einem Erfolg, zu den
gewünschten Resultaten, führt.
Was gesagt werden kann ist, dass
die Umsetzung gewaltfreier Alter-
nativen ein grundlegend „neues
Denken“ erfordert, das ein neues
Paradigma, den Leitbegriff eines
„Friedens in Gerechtigkeit“, zum
Ausgangspunkt nimmt – und daher

zunächst einmal bei uns selbst, in
unserem persönlichen, gesell-
schaftlichen und staatlichen Umfeld
ansetzen muss.

Gewaltsame Konflikte stellen uns
vor verschiedene ethische Fragen,
die alle keineswegs neu oder
grundlegend anders als früher sind,
aber dennoch in aktueller Betrof-
fenheit jeweils konkret beantwortet
werden müssen. Das grundlegend-
ste Dilemma lautet vielleicht so: 

Wir können doch nicht zu all dieser
Gewalt einfach schweigen und
nichts dagegen unternehmen, wir
müssen doch etwas tun! Und ange-
sichts dieser brutalen Gewalt der
(je nach Situation und Wahrneh-
mung verschiedenen) „Bösen“-
hilft am Ende, als „ultima ratio“, in
diesem Fall vielleicht doch nur die
Gegengewalt, ist sie das einzige
wirklich wirksame Mittel? In neu-
erer Diktion spricht man zwar nicht
mehr von „gerechten Kriegen“,
aber derselbe Grundgedanke steht
auch hinter Begriffen wie „Schutz-
verantwortung“ (Responsibility to
Protect), „humanitäre Intervention“
oder „Schutz der Zivilbevölkerung“
(Protection of Civilians) – wobei
hier nicht das Motiv des Helfen-
wollens in Frage zu stellen ist, son-
dern eher, ob die eingesetzten
(militärischen) Mittel die von ihnen
erhofften Ziele tatsächlich errei-
chen können, ohne gleichzeitig
noch größere, neue Probleme auf-
zutun. 

Aus diesem Grunddilemma lassen
sich viele weitere Fragen ableiten,
die für die Beurteilung des Einsat-
zes von militärischen oder zivilen
Mitteln von Bedeutung sind: Diet-
rich Becker-Hinrichs von der Evan-
gelischen Landeskirche Baden hat
einige in einem Vortrag beim

Forum Ziviler Friedensdienst am
24. April 2015 so zusammenge-
fasst (1): 

• Welcher Ansatz ist der nachhal-
tigere, welcher ist der, der mehr
Perspektiven für ein späteres
Zusammenleben von Angehörigen
verschiedener Religionen und Völ-
ker bildet?

• Welcher kostet voraussichtlich
weniger Menschenleben?

• Welcher birgt weniger Gefahren,
dass neue gewalttätige Konfliktkon-
stellationen aus den derzeitigen
entstehen?

… und erste Antworten

Resümierend stellt Becker-Hinrichs
fest: „Eine pazifistische Verantwor-
tungsethik (… ) fragt nach den Fol-
gen der Mittel, die eingesetzt wer-
den. Pazifismus heißt in diesem
Zusammenhang gerade nicht, die
Hände in den Schoß zu legen und
nichts zu tun. Pazifismus ist
zunächst einmal eine scharfe Kritik
an Krieg und Militär. Daraus speist
sich eine Ethik, die den gewalt-
freien Kampf propagiert oder –
moderner ausgedrückt – zu den
Mitteln der zivilen Konfliktbearbei-
tung rät. Diese Mittel können zur
Deeskalation in Konflikten beitra-
gen. Schnellen Erfolg, ein unmittel-
bares Ende von Gewalt können sie
nicht garantieren, wie man ihn sich
vom Einsatz militärischer Gewalt
erhofft. Aber genau diesen schnel-
len und durchschlagenden Erfolg
bleiben ja die militärischen Mittel
erst recht schuldig.“

Diese Antwort deutet darauf hin,
dass es in gewissen eskalierten
Kriegs- oder Konfliktsituationen
trotz aller Unerträglichkeit passie-
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ren kann, dass unschuldige Men-
schen unter der Gewalt anderer lei-
den und „wir“ ihnen nicht unmittel-
bar helfen können. Abgesehen von
der Gefahr westlicher Allmachts-
und Machbarkeitsphantasien und
eines Interventionismus, der wiede-
rum bestimmte Bilder von Macht
und Ohnmacht, Handlungsfähigkeit
und Passivität, Täter_innen und
Opfern transportiert, bedeutet die-
se Erkenntnis trotzdem nicht, dass
in solchen Situationen gar nichts
mit zivilen, gewaltfreien Mitteln –
von innen, von Seiten der direkt
Betroffenen, wie von außen – getan
werden kann. Ganz im Gegenteil,
die heutigen Konzepte von „Ziviler
Konfliktbearbeitung“ bzw. „Peace-
building“ betonen gerade die Not-
wendigkeit, ein möglichst großes
Repertoire von staatlichen und
zivilgesellschaftlichen Maßnahmen
auf allen gesellschaftlichen Ebenen
und für alle Konfliktphasen bereit
zu haben. Allerdings fallen diese
Möglichkeiten nicht vom Himmel –
sie müssen im Sinne einer tatsäch-
lichen Option für Gewaltfreiheit als
„prima ratio“ gewollt, vorbereitet,
eingeübt, finanziert und institutio-
nell verankert werden. 

Strategien und Mittel 
ziviler Konfliktbearbeitung

Einen ersten Hinweis auf Erfolg
bzw. Misserfolg gewaltfreier und
gewaltsamer Methoden liefert die
Studie von Erica Chenoweth und
Maria J. Stephan, die in dieser
Nummer des Spinnrads ausführlich
besprochen wird (S. 16). Anhand
statistisch ausgewerteter Daten
von 106 gewaltfreien (und
217 gewaltsamen), von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen getragenen
Kampagnen im Zeitraum von 1900
– 2006 stellen sie fest, dass der
strategisch gewaltfreie Widerstand
doppelt so erfolgreich wie gewalt-
samer war (53% gegenüber 26%).
Besonders hoch war die Quote der
Erreichung der angegebenen Ziele
in Fällen der Überwindung von

autoritären Regimen (Regierungs-
wechsel und mehr Demokratie), bei
Unabhängigkeits- und Abspal-
tungskampagnen betrug die Er-
folgsrate noch immer über 30%,
war hier aber nur leicht höher als
bei gewaltsamen Sezessionsbe-
strebungen. Diese empirischen
Ergebnisse sind auch nicht vom
Zeitraum ihres Auftretens, vom
geografischen Ort oder vom Typ
der bekämpften Regierung (Demo-
kratie, Diktatur) markant voneinan-
der abweichend, vielmehr haben
die Autorinnen andere wesentliche
Kriterien für Erfolg (und auch Miss-
erfolge) der jeweiligen Strategien
ausgemacht, wie z.B. die Mobilisie-
rungsfähigkeit von Teilnehmer-
_innen, die Breite der Beteiligungs-
möglichkeiten für verschiedene
gesellschaftliche Sektoren (Frauen,
ältere Menschen, Bildungsgrade
usw.), den Abbau von gesellschaft-
lichen Stützen der Machthaber-
_innen und somit den Wechsel von
Loyalitäten wichtiger Gruppen (v.a.
Sicherheitskräfte, aber auch wirt-
schaftliche und andere Sektoren).

Laut einer Studie von Christine
Schweitzer (Bund für Soziale Ver-
teidigung, War Resisters Internatio-
nal) und Jörgen Johansen (WRI)
gibt es jedoch bisher kaum eindeu-
tig einer gewaltfreien Bewegung
zuordenbare Beispiele der erfolg-
reichen Verhinderung oder Beendi-
gung eines direkt bevorstehenden
oder akuten Krieges.(2) Das mag
ernüchternd klingen, zeigt aber
auch die Schwierigkeit auf, in einer
Phase bereits hoch eskalierter
Gewalt(bereitschaft) ohne hohen
Organisationsgrad einer Bewegung
Einfluss auf gewaltbereite Akteur-
_innen ausüben zu können. Sehr
wohl zeigen die sieben ausgewähl-
ten Beispiele aber, dass Friedens-
bewegungen wesentlichen Anteil
an der Beendigung von Kriegen
oder Konfrontationen hatten (z.B.
Norwegen – Schweden 1905, Viet-
namkrieg, Liberia 2003). Überdies
werden Kriege in rund 80% der Fäl-

le nicht durch den militärischen
Sieg einer Konfliktpartei, sondern
durch Verhandlungen zwischen
den Beteiligten beendet.

Christine Schweitzer hat im deut-
schen Sprachraum aus einem wis-
senschaftlich-praktischen Zugang
heraus sehr viel über Zivile Kon-
fliktbearbeitung, ihre Anwendungs-
bereiche und eine Fülle von Bei-
spielen geschrieben(3). In Anleh-
nung an die ursprünglich von
Johan Galtung entwickelten und
später in der UN Agenda for Peace
(1992) umgewandelten Begriffe
beschreibt sie Prävention, Peace-
making (Friedensschaffung), Pea-
cekeeping (Friedenserhaltung) und
Peacebuilding (Friedensaufbau, -
konsolidierung) als die verschiede-
nen Herangehensweisen im Rah-
men ziviler Konfliktbearbeitung,
denen jeweils wiederum eine Fülle
konkreter Methoden und Maßnah-
men zugeordnet sind. Grundsätz-
lich sind diese Friedensstrategien
in allen Phasen eines Konflikts ein-
setzbar, allerdings wird aus oben
Gesagtem deutlich, dass ein mög-
lichst frühzeitiger und viele ver-
schiedene Maßnahmen koordinie-
render Einsatz die Erfolgschancen
deutlich erhöht. Kriege und bewaff-
nete Konflikte entstehen nicht aus
dem Nichts, sie haben eine oft sehr
lange Vorlaufphase, strukturelle
Ursachen und unterschiedliche
Interessen der Beteiligten, auf die
eingewirkt werden kann. 

In den Bereich der Prävention
gehören Maßnahmen, die geeignet
sind Konfliktpotentiale frühzeitig zu
erkennen („Frühwarnung“) und ent-
sprechende Aktionen einzuleiten
(„Early Action“), z.B. internationale
Delegationen oder Beobachtungs-
missionen an möglichen Brenn-
punkten oder zu besonderen
Anlässen, Trainings in Gewaltfrei-
heit für potentiell gewaltanfällige
Personengruppen, aber auch die
Förderung des Friedenswillens,
des Respekts und der Toleranz
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gegenüber Minderheiten, der Ein-
haltung der Menschenrechte und
von Standards einer gewissen so-
zialen Sicherheit. Die Strategie der
Friedensstiftung beschäftigt sich
mit der Beilegung und Lösung von
Konflikten, z.B. durch Verhandlun-
gen, Runde Tische, Mediation oder
Schiedsverfahren, sowohl auf poli-
tisch-militärischer Ebene (top level)
wie auch zwischen verschiedenen
beteiligten Gruppen an der Basis.
Die Friedenserhaltung („Peace-
keeping“) als Strategie wirkt in
erster Linie auf das Verhalten der
Konfliktbeteiligten ein – teilweise
durch Auseinanderhalten von
gewaltbereiten Gruppen (neutrale
Zonen, sichere Zufluchtsorte u.ä.),
teilweise durch den Schutz Bedroh-
ter durch die lokale Bevölkerung,
internationale Aufmerksamkeit oder
persönliche Präsenz (Schutzbe-
gleitung). Ein besonders breites
Spektrum bietet schließlich das
Peacebuilding, das dem Aufbau
und der Förderung der gegenseiti-
gen Beziehungen (Begegnungs-
möglichkeiten schaffen, Vertrau-
ensaufbau), der Arbeit an der Ver-
änderung von Einstellungen (Frie-
denserziehung, Versöhnungsar-
beit, Dialog), aber auch konkre-
ten Anliegen wie Wiederaufbau,
Flüchtlingsrückkehr, Demobilisie-
rung und Wiedereingliederung
ehemaliger (Kinder-)Soldat_innen
dient.

Wie Ziviles Peacekeeping (ZPK)
„funktioniert“(4)

In den letzten Jahrzehnten hat sich
durch Organisationen wie Peace
Brigades International, Nonviolent
Peaceforce, Ökumenisches Be-
gleitprogramm in Palästina und
Israel (EAPPI) und viele kleinere
Initiativen, wie z.B. auch die FOR
Peace Presence in Kolumbien, das
Konzept des „Unarmed Civilian
Peacekeeping“ (Ziviles Peacekee-
ping) etabliert. 
ZPK hat den Schutz von Zivilist-
_innen vor Gewalt in Konfliktsitua-

tionen durch unbewaffnete
Zivilist_innen zum Ziel, wobei
sowohl internationale Organisatio-
nen (z.B. die Kosovo Verification
Mission der OSZE 1998/99) oder
Staaten wie auch Nichtregierungs-
organisationen als Akteur_innen
auftreten können. Die Aufgaben
und Tätigkeiten im Rahmen des
ZPK umfassen z.B. die Beobach-
tung von Waffenstillständen und
anderen Übereinkommen, die Ver-
hinderung von Gewalt während
potenziell gefählicher Situationen
(z.B. Wahlen), den Schutz
besonders bedrohter Gruppen und
Gemeinschaften (Flüchtlinge, eth-
nische Minderheiten), die Beobach-
tung von Menschen- und Bürger-
_innrenrechten, die Schutzbeglei-
tung für Menschenrechtsverteidi-
ger_innen oder Friedenszonen und
–gemeinden sowie die Schaffung
sicherer Orte für Dialoge und den
Aufbau von Vertrauen bei den Kon-
fliktbeteiligten im Blick auf ein
zukünftiges Zusammenleben. Zivi-
les Peacekeeping gründet auf der
aktiven Präsenz von Zivilist_innen
in einem Konfliktgebiet, die selbst
unbewaffnet und daher nicht in der
Lage sind, etwas von Angreifer-
_innen mit Gewalt zu erzwingen.
Ihre Wirkungsmöglichkeiten beru-
hen daher auf anderen Quellen von
Macht:

• Sie sind bis zu einem gewissen
Grad gegen Gewalt geschützt, weil
entweder sie selbst oder die Orga-
nisationen und Länder, aus denen
sie kommen, Respekt genießen.
Diese relative eigene Sicherheit
überträgt sich auf die Begleiteten,
weil das Risiko für potenzielle
Angreifer_innen wächst, den Inter-
nationalen Schaden zuzufügen.

• Zweitens ist es wichtig, Vertrau-
en zu allen Konfliktparteien und
den Menschen vor Ort aufzubauen,
was Unparteilichkeit und Unabhän-
gigkeit von staatlichen und anderen
Partikularinteressen voraussetzt.

• Schließlich wirkt das Risiko,
dass über Gewalttaten international
berichtet werden könnte („Die Welt
schaut zu“), abschreckend auf
einen Angreifer, da er direkte oder
indirekte Folgen befürchten muss.

Was tun in Syrien?

Seit nunmehr vier Jahren versinkt
Syrien in der Gewalt eines Krieges,
der bisher über 200.000 Todesop-
fer gefordert und über 10 Mio. Men-
schen zu Flüchtlingen gemacht hat.
War es zu Beginn das Regime von
Präsident Assad, das mit größter
Brutalität gegen die zunächst ge-
waltlosen Aufständischen vorging,
traten in der Folge immer mehr
bewaffnete Akteur_innen wie die
Freie Syrische Armee und ver-
schiedene islamistische Milizen auf
den Plan, und schließlich auch der
sog. „Islamische Staat“, der durch
seine medienwirksam inszenierten
Gräueltaten und die Errichtung
eines „Kalifats“ bald zum Inbegriff
des Schreckens werden sollte.
Angesichts dieser von allen Seiten
eskalierten Gewalt kann und soll es
hier nicht darum gehen, aus siche-
rer Entfernung besserwisserische
Ratschläge zu erteilen oder die
Entscheidungen der direkt Betroffe-
nen zu beurteilen, sondern lediglich
in wenigen Stichworten zu skizzie-
ren, ob und welche Möglichkeiten
für ziviles, politisches oder gewalt-
freies Handeln es überhaupt in
solchen Situationen (noch) geben
kann. 

Auf politischer Ebene

• Humanitäre Hilfe leisten wo
möglich

• Flüchtlinge: großzügige Unter-
stützung der Hilfsorganisationen,
die sich im Land und in den Nach-
barstaaten um Flüchtlinge küm-
mern, sowie ggf. der Hauptaufnah-
meländer (Libanon, Jordanien,
Irak, Ägypten, Türkei); Schaffung
sicherer Routen für Flüchtlinge
nach Europa und Aufnahme von
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Kriegsflüchtlingen in EU-Ländern,
unter ähnlichem Status wie z.B. im
Bosnienkrieg
• Einstellung sämtlicher Waffenlie-

ferungen in alle Staaten der
Region, strikte Kontrolle von Waf-
fenexporten aller Art, Rüstungsem-
bargo durch die Vereinten Nationen

• Wirtschaftliche Maßnahmen zur
Unterbindung finanzieller Nach-
schubquellen für IS und andere
Konfliktparteien (Kontensperren,
Ausfuhrverbot von Erdöl, Aufde-
ckung von Geldflüssen…)

• Strikte Kontrollen bei der Einrei-
se von potenziellen IS-Kämpfer-
_innen und Unterstützer_innen,
v.a. über die Türkei
• Präventive und soziale Arbeit mit

muslimischen Jugendlichen auf
allen Ebenen (Schulen, Moscheen,
Internet usw.) um ihre Rekrutierung
zu verhindern bzw. zur De-Radika-
lisierung vor bzw. nach einem
Anschluss an den IS oder andere
kämpfende Parteien

Auf zivilgesellschaftlicher Ebene

• Unterstützung noch vorhandener
ziviler und politischer Organisatio-
nen, die für eine politische Lösung
des Konflikts eintreten (z.B. „Peace
in Syria“ – www.peaceinsyria.org,
Adopt a Revolution – 

www.adoptrevolution.org)
• Hilfe für Flüchtlinge, Aufnahme

besonders unter Verfolgung leiden-
der Bevölkerungsgruppen (Frauen
und Kinder, ethnische und religiöse
Minderheiten, Wehrdienstverwei-
gerer und Deserteure…)

Wenn die Erfahrungen vieler erfolg-
reicher gewaltfreier Bewegungen
stimmen, dass zur Überwindung
von autoritärer Herrschaft, Krieg
und Gewalt v.a. die direkt Betroffe-
nen Ausschlag gebend sind, wäh-
rend von außen bestenfalls Solida-
rität und Unterstützung dazu beitra-
gen können, ist es auf längere
Sicht auch angebracht zu überle-
gen, wie innergesellschaftlicher
Widerstand in Syrien (und im Irak

bzw. den anderen angeschlosse-
nen Kalifaten) gegen den „Islami-
schen Staat“, aber auch die Regie-
rung und andere bewaffnete Akteur
_innen, entstehen und aufgebaut
werden kann. Christine Schweitzer
hat unter dem provokanten Titel
„Nachdenken über das Unvorstell-
bare. Soziale Verteidigung gegen
den Islamischen Staat“(5) dazu
erste Anregungen formuliert, wel-
che sich auf den Entzug verschie-
dener Ressourcen für die Ausü-
bung politischer Macht beziehen: 

• Verringerung/Aberkennung von
Autorität bzw. Legitimität der
Machthabenden (z.B. durch islami-
sche Theolog_innen bez. Kalifat)

• Menschliche Ressourcen (An-
zahl von Kämpfer_innen, aber
auch Menschen, die der Autorität
Gehorsam leisten)

• Fähigkeiten und Wissen der
Beherrschten (z.B. militärische
Fähigkeiten ehem. Angehöriger der
irakischen Armee und der Baath-
Partei, Wissen über den Aufbau
von Verwaltung)

• Nichtmaterielle Faktoren (Ein-
stellungen zu Gehorsam, Religion
usw.) 

• Materielle Ressourcen (Geld,
Waffen, Güter usw.)

• Fähigkeit, Sanktionen zu ver-
hängen (Bestrafung von Unterge-
benen, Zwangsrekrutierung usw.,
die sich längerfristig auch als Nach-
teil herausstellen können)

Bei den Perspektiven zitiert
Schweitzer mehrere Beispiele, wo
lokal begrenzt sehr wohl in Syrien
und im Irak ziviler Widerstand
gegen den IS geleistet wurde, letzt-
lich setzt sie ihre Hoffnung aber v.a.
darauf, dass der IS auf längere
Sicht die Kooperation der Be-
herrschten, die schon jetzt oft nur
durch Zwang aufrecht erhalten
wird, nicht sicherstellen kann. Das
alles wird sicher nicht zu den
gewünschten schnellen Lösungen
führen, aber – wie schon gesagt –
auch die militärischen Strategien

können diese Lösungen nicht rasch
bewerkstelligen, bzw. sind sie in
den letzten Jahren in der gesamten
Region des Mittleren Ostens, von
Libyen bis Afghanistan, offensicht-
lich großteils gescheitert.

Damit kommen wir wieder zum
Ausgangspunkt unserer Überle-
gungen zurück: Was können wir
zum notwendigen Paradigmen-
wechsel von einer engen Sicher-
heitslogik zum neuen Paradigma
einer umfassenden Friedenslogik,
eines gerechten Friedens, beitra-
gen? Der VB-Österreich wird sich
weiterhin und verstärkt für eine
aktive, gewaltfreie Friedenspolitik
Österreichs und speziell für die Ein-
führung Ziviler Friedensdienste als
Instrument und Symbol einer ande-
ren Politik einsetzen. Eine Abkehr
vom Leitbild einer letztlich durch
Gewalt zu verwirklichenden Sicher-
heit hin zur menschlichen Sicher-
heit für alle, die unter Krieg und
(struktureller) Gewalt leiden, also
zu einer umfassenden, aktiven
Friedenspolitik wäre wohl der wich-
tigste Beitrag, den Österreich als
Land und Mitglied von EU und
UNO für langfristige positive Verän-
derungen in unserer Welt leisten
könnte.

(1) Dietrich Becker-Hinrichs: „Men-
schen schützen – mit aller Gewalt oder
gewaltfrei“
(2) Christine Schweitzer mit Jörgen
Johansen: Kriege verhindern oder
stoppen. Der Beitrag von Friedensbe-
wegungen;IFGK-Arbeitspapier Nr. 26,
2014
(3) Vgl. beispielsweise Christine
Schweitzer: Erfolgreich gewaltfrei. Pro-
fessionelle Praxis in ziviler Friedensför-
derung; hrsg. vom Institut für Auslands-
beziehungen (ifa), 2009
(4) Informationsblatt des Bund für Sozi-
ale Verteidigung, 2014: Ziviles Peace-
keeping: Menschen schützen ohne
Gewalt. www.soziale-verteidigung.de
(5) http://www.sopos.org/aufsaetze/
5540882f56f93/1.phtml

ZIVILE KONFLIKTBEARBEITUNG
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Am 18. Juni 2015 teilte das
UN-Hochkommissariat für
Flüchtlinge (UNHCR) in

einer Presseaussendung mit, dass
weltweit 60 Millionen Menschen auf
der Flucht vor Kriegen, Konflikten
und Verfolgung sind. „Dies ist die
höchste Zahl, die jemals von
UNHCR verzeichnet wurde, und sie
wächst rasant… Der Krieg in
Syrien hat die meisten Menschen
zur Flucht gezwungen, sowohl
innerhalb (7,6 Millionen Binnenver-
triebene) als auch außerhalb des
eigenen Landes (3,88 Millionen
Flüchtlinge).“

Soweit die erschreckende Bilanz
des UNHCR vier Jahre nach
Beginn der friedlichen Proteste im
Zuge des Arabischen Frühlings, die
sich bald zu einem Krieg mit mittler-
weile 220.000 Toten entwickelt
haben. Wer nun versucht, sich ein
halbwegs objektives Bild über die
Vorgänge in dem Land zu verschaf-
fen, wird sich in den vielen Aspek-
ten (wirtschaftliche, machtpoliti-
sche, religiöse, kulturelle, etc.) des
Krieges und der Verflechtung von
regionalen und internationalen
Interessen verlieren. Deshalb kön-
nen hier auch nur ganz wenige
Aspekte herausgegriffen werden,
die ein Versuch sind, den Ursachen
der entsetzlichen Eskalation des
Krieges nachzuspüren.

Die westlichen Mächte - Retter
oder Brandbeschleuniger?

Bereits über die Ursachen des
raschen Ausbruchs von Gewalt
nach den anfänglich friedlichen
Protesten gibt es unterschiedliche
Einschätzungen. Laut Karin Leuke-
feld(1) waren die Chancen für politi-
sche Veränderungen 2011 weitaus
größer als jetzt. Ihrer Einschätzung
nach wollte Präsident Assad nach

Ausbruch der Proteste Reformen
durchführen, auch gegen den
Willen von Teilen des Baath-Regi-
mes, es gab Gespräche zwischen
Regierung und Opposition. Die
Militarisierung und die große Kritik
von außen verhinderten jedoch
Fortschritte. Weiters führt sie aus,
dass die „Freie Syrische Armee“ in
der Türkei gebildet wurde und nicht
in Syrien selbst, was nahelege,
dass deren Bildung eine vorberei-
tete Initiative war. Dieser Prozess
wurde auch vom US-amerikani-
schen Botschafter Robert Ford
sowie von Vertretern des britischen
und des französischen Außenmini-
steriums „begleitet“.(2) Auch weist
Leukefeld darauf hin, dass westli-
che Staaten seit Beginn des Amts-
antritts von Baschar al-Assad ver-
sucht hätten, das syrische Regime
an sich zu binden, da Syrien v.a. in
Bezug auf Israel eine Politik vertrat,
die gegen die Interessen westlicher
Staaten und Israels stand. So gab
es immer wieder Druck, die Unter-
stützung für palästinensische Orga-
nisationen und die Hisbollah einzu-
stellen und einen Friedensvertrag
mit Israel zu schließen. Begleitet
wurde der Druck von Drohungen,
insbesondere nach dem Einmarsch
der USA und ihrer Verbündeten in
den Irak 2003. Leukefeld schluss-
folgert, dass man eine Annäherung
zehn Jahre lang versucht hätte und
2011 die Gelegenheit wahrnahm,
bewaffnete Gruppen, die sich
sowieso schon länger auf einen
Regimewechsel vorbereitet hätten,
zu unterstützen.(3) Insofern sei es
nicht überraschend, dass der Kon-
flikt in Syrien nach so kurzer Zeit
bereits in Gewalt eskalierte.

Ich halte das genaue Hinsehen auf
die Interessen der westlichen Re-
gierungen für besonders wichtig.

Denn immer wieder lassen sich
friedensbewegte Menschen auf die
völlig überflüssige Diskussion über
militärische „humanitäre Interven-
tionen“ ein. Wie soll das funktionie-
ren, wenn gerade jene Staaten, die
militärisch „humanitär intervenie-
ren“ sollen, eine gewalttätige Kon-
flikteskalation zur Durchsetzung
ihrer eigenen Interessen zumindest
fördern? Christoph Marischka von
der „Informationsstelle Militarisie-
rung“ schreibt dazu: 

„Die Politik der NATO-Staaten hat
sich im Kontext von Ideologien der
humanitären Intervention und der
„Schutzverantwortung“ zunehmend
auf die experimentelle Destabilisie-
rung von politischen Gefügen aus-
gerichtet, die sich in ihrer Wirt-
schafts- oder ihrer Bündnispolitik
als unzuverlässig erweisen. In
Syrien, das als enger Partner des
Iran gilt, wurden die aufkeimenden
Proteste im Zuge der Ereignisse
2011 in Tunesien und Ägypten ent-
sprechend als Möglichkeit wahrge-
nommen, ein unliebsames Regime
zu destabilisieren und zu ersetzen
– ganz anders als die Proteste
etwa in Bahrain, die von einer schi-
itischen Bevölkerungsmehrheit
getragen waren und damit im Ver-
dacht standen, iranischen Interes-
sen Vorschub zu leisten. Aus kei-
nem NATO-Staat kam hier die Auf-
forderung nach einem Rücktritt des
Königs, Deutschland hielt an sei-
nen umstrittenen Waffenlieferun-
gen an die Staaten des Golf-
Kooperationsrates fest. Es ist
bemerkenswert und bedenklich,
dass sich zivilgesellschaftliche
Netzwerke wie „adopt a revolution“
und sogar linksradikale Strukturen
aus dem IL-Spektrum diesen dop-
pelten Standards anpassen.
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Zugleich (und vielleicht deshalb)
gibt es jedoch auch entgegenge-
setzte Tendenzen innerhalb der
Linken, die dazu tendieren, Assad
zu glorifizieren und die russische
Außenpolitik zu feiern. Es hat einen
wahren Kern, dass die russische
Diplomatie gegenwärtig und in
Bezug auf Syrien den Vorrang der
Diplomatie vor der Kriegführung,
das Völkerrecht und das Souverä-
nitätsprinzip verteidigt. Auch das
allerdings geschieht vor dem Hin-
tergrund geopolitischer Interessen,
ungeklärter Territorialkonflikte und
hat nichts mit den Interessen der
syrischen Bevölkerung zu tun. Im
Gegenteil: Russland bietet sich
damit als Partner – vor allem in
Sachen Luftverteidigung und Pro-
paganda – gerade besonders
repressiven Regimen an, um sie
vor einem von außen geförderten
„Regime Change“ zu bewahren. Es
ergibt sich somit eine Konstellation
zwischen experimenteller Destabili-
sierung unerwünschter Regime
durch die NATO-Staaten und der
Verteidigung autoritärer Systeme
durch China und Russland. Jede
Revolte droht, dazwischen erstickt
und zerrieben zu werden und muss
neue Wege suchen…“(4)

Die Rolle der Golfstaaten und
der Türkei

Im Herbst 2014 entschlüpften dem
Vizepräsidenten der USA bei einem
Vortrag im John F. Kennedy Jr.
Forum der Harvard University
einige unangenehme Wahrheiten: 

„Unsere Verbündeten in der Region
waren unser größtes Problem in
Syrien. Die Türken waren sehr gute
Freunde und ich habe eine sehr
gute Beziehung zu Erdogan… Die
Saudis, die Emirate etc., was
machten sie? Weil sie unbedingt
Assad stürzen wollten, haben sie
sogar einen Stellvertreterkrieg zwi-
schen Sunniten und Schiiten in
Kauf genommen und für Hunderte
Millionen Dollar Zehntausende
Tonnen Waffen an alle geliefert, die
Assad bekämpfen wollten, auch an

Al-Nusra, Al-Qaida und die radika-
len Dschihadisten, die aus allen
Teilen der Welt herbeigeströmt
sind. Präsident Erdogan sagte zu
mir: ‚Sie hatten Recht. Wir haben
zu viele Leute durchgelassen. Nun
versuchen wir, die Grenze abzurie-
geln.’”(5)

Und Joachim Guilliard ergänzt: 

„Die Rolle der USA und der ande-
ren Nato-Mächte überging er dabei
geflissentlich. Ohne den Segen aus
Washington würde die Türkei wohl
kaum den islamistischen Kämpfern
Bewegungsfreiheit in den türki-
schen Grenzgebieten gewähren
und ihren Geheimdienst den Nach-
schub aus Saudi-Arabien und
Katar zur Grenze transportieren
lassen. Tatsächlich trainierten auch
eigene Berater zusammen mit briti-
schem und französischem Militär
„FSA-Kämpfer“ in Jordanien im
Umgang mit modernen Waffen,
obwohl für jeden, der es wissen
wollte, abzusehen war, dass viele
der Rebellen, die diese Spezialaus-
bildung erhielten, später zum ISIL
oder zur Al Nusra Front überlaufen
würden.“(6)

Dass der sog. Islamische Staat
letztendlich ein Produkt des „War
on Terror“ und der Kriege gegen
Irak und Libyen der USA und ihrer
Alliierten ist, daran besteht heute
kein Zweifel mehr. Inwieweit Saudi-
Arabien die Konflikte in den ver-
schiedenen Ländern der Region in
einen Kampf zwischen Schiiten
und Sunniten treibt, wäre zu unter-
suchen. Oftmals werden religiöse
Motivationen in den verschiedenen
Konflikten der Region zurückgewie-
sen oder zumindest hinter wirt-
schaftliche, politische und Machtin-
teressen gereiht. Allerdings machte
Prinz Bandar bin Sultan, ehemals
mächtiger Chef des saudischen
Geheimdienstes, schon einige Zeit
vor den Anschlägen im September
2001 gegenüber Sir Richard Dear-
love, Chef des britischen MI6, eine
vielsagende Bemerkung: 

„Der Zeitpunkt im Nahen Osten ist
nicht mehr weit entfernt, wenn es
im wahrsten Sinn des Wortes hei-
ßen wird: ‚Gott helfe den Schiiten‘.
Mehr als eine Milliarde Sunniten
haben einfach genug von ihnen.“(7)

All diese verschiedenen Hinweise
zeigen deutlich auf, dass es nicht
korrekt ist, von einem „Bürgerkrieg“
in Syrien zu sprechen, sondern
vielmehr von einem Stellvertreter-
krieg oder einem „Weltkrieg auf
syrischem Boden“, wie Syrer_innen
feststellten. Der berechtigte Protest
der syrischen Zivilbevölkerung
gegen das repressive und men-
schenverachtende Baath-Regime
wurde nicht nur nicht unterstützt,
sondern zum Schweigen gebracht.

(1) Karin Leukefeld ist Ethnologin und
Islam- und Politikwissenschaftlerin. Sie
berichtet seit dem Jahr 2000 als freie
Journalistin aus dem Nahen und Mittle-
ren Osten für Tages- und Wochenzei-
tungen sowie den ARD-Hörfunk. Im
März 2015 erschien ihr Buch „Flächen-
brand. Syrien, Irak, die Arabische Welt
und der Islamische Staat“ im Papy
Rossa Verlag. 
(2) https://www.youtube.com/

watch?v=IEOuH_hd-SU
(3) https://www.youtube.com/

watch?v=pVYsmQeaG60
(4) Experimentelle Destabilisierung,
IMI-Analyse 2013/026
(5) Gopal Ratnam: Joe Biden is the
Only Honest Man in Washington, 7. 10.
2014,http://foreignpolicy.com/2014/10/
07/joe-biden-is-the-only-honest-man-
in-washington/
(6) Joachim Guilliard: Der Irak im Viel-
frontenkrieg, IMI-Studie 1/2015
(7) Patrick Cockburn: Iraq crisis: How
Saudi Arabia helped Isis take over the
north of the country, 13. 7. 2014  
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Schreckliche Bilder wollen
uns nicht aus dem Gedächt-
nis gehen: ein knieender

Mensch in einem orange-farbenen
Overall – gleich den Gefangenen in
Guantánamo – und sein Henker mit
gezücktem Messer neben ihm, der
abstruse Hass-Botschaften verkün-
det. Die Tausenden offensichtlich
verängstigten Flüchtlinge, die vor
eben diesen zu allem entschlos-
senen IS-Kämpfern in ein ausge-
dorrtes Gebirge geflohen sind, wo
sie am Ende womöglich verhun-
gern oder ähnlich bestialisch hinge-
schlachtet werden.

Wie kann die Botschaft eines
„Gerechten Friedens“ für diese
Welt Eingang finden in die so bruta-
len Gewalt-Realitäten? Steht die
Friedensethik hier vor einem ech-
ten ethischen Dilemma? Einerseits
gilt das unbedingte Tötungsverbot,
auch gegenüber Feinden, anderer-
seits das unbedingte Schutzgebot
für den Nächsten, auch den Ent-
ferntesten. 

Die Reaktion der Politik scheint ein-
deutig! Wir erleben in Deutschland
inzwischen einen ungeschminkten
Umbau von einer Verteidigungsar-
mee zu einer Interventionsarmee.
Während der diesjährigen Münch-
ner Sicherheitskonferenz hörte
man den Außenminister, die Vertei-
digungsministerin und sogar den
Bundespräsidenten gleichlautend
von „Deutschlands gewachsener
Verantwortung in der Welt“ reden.
Wo die Aufforderung zu mehr „mili-
tärischem Engagement“ mit der
Notwendigkeit der Verteidigung der
bestehenden Weltordnung oder gar
mit dem Wohlstand in Deutschland
verbunden wurde, führte dies –
nicht nur in einigen Kirchen - zu er-
heblichen Irritationen. Doch selbst

prominente Kirchenrepräsentant
_innen forderten jüngst deutsche
Waffenlieferungen in eben jene Kri-
sengebiete. Abgesehen von der
Frage, ob sich dies alles eigentlich
mit dem Buchstaben und dem
Geist unseres Grundgesetzes ver-
einbaren lässt, sind solche Stim-
men aus Sicht des christlichen
Glaubens und einer theologisch
begründeten Friedensethik kritisch
zu hinterfragen. 

Die kirchlichen Traditionen haben
auf diese ethische Herausforde-
rung bekanntlich immer unter-
schiedlich reagiert. Die einen
haben immer gesagt: Hier besteht
kein ethisches Dilemma, denn für
Christ_innen ist die Gewaltanwen-
dung als Handlungsoption katego-
risch ausgeschlossen. Tödliche
Gewalt kann niemals als Mittel zum
Zweck gerechtfertigt werden, auch
nicht zum Schutz des Lebens.
Denn so werde Leben gegen
Leben gestellt und man maße sich
an, darüber zu richten, welches
Leben zu schützen und welches mit
Gewalt zu bezwingen, notfalls zu
zerstören wäre. Dies ist vor allem
die klassische Position der Histori-
schen Friedenskirchen, aber auch
die vieler in anderen Traditionen. 

Diese Position steht freilich in der
Gefahr, die eigene Haltung der
absoluten Gewaltfreiheit über den
geforderten Schutz der Nächsten
zu stellen. Schlimmstenfalls kann
das in einem Legalismus enden,
weil die Not des Nächsten völlig
aus dem Blick gerät zugunsten der
eigenen, absoluten Haltung. 

Im besten Falle aber hilft diese
Position, den Blick tatsächlich auf
aktive, gewaltfreie Handlungsoptio-
nen zu lenken. Alle Energie und
Kreativität zur Entwicklung von zivi-

len Möglichkeiten, den Nächsten
wie den Feind gewaltfrei zu schüt-
zen, wird erst dann wirklich freige-
setzt, wenn militärische Gewaltan-
wendung gar nicht mehr in Betracht
kommt, auch nicht als „ultima ratio“.
Oft genug wird dieser Weg unter
Inkaufnahme des Risikos gewählt,
das eigene Leben dabei zu verlie-
ren. Das darf nicht verkannt wer-
den. 

Die anderen haben immer gesagt:
Leben ist – aus der Perspektive
des christlichen Glaubens – immer
zu schützen, zur Not eben auch mit
militärischer Gewalt. Schuldig wür-
den wir in jedem Falle. Also sei es
geradezu eine „Christenpflicht“,
sich auf solche Situationen mit
allen zur Verfügung stehenden Mit-
teln vorzubereiten. Krieg und militä-
rische Einsätze seien nicht im Sin-
ne Jesu, aber in dieser „unerlösten
Welt“ müssten sie als letztes Mittel,
als „ultima ratio“ doch weiterhin ein-
und ausgeübt werden, nicht nur,
um sich selbst zu verteidigen, son-
dern vor allem, um die verwundbar-
sten Nächsten, die sich selbst nicht
schützen können, vor ungerechter
Gewalt zu schützen. Dies ist die
Position, die vor allem vormalige
Staatskirchen bis weit ins 20. Jahr-
hundert hinein offiziell vertraten. 

Diese Position steht immer in der
Gefahr, den Krieg theologisch doch
zu legitimieren. Somit wird aber die
Ethik einer „besseren Gerechtig-
keit“, wie es die Bergpredigt nennt,
praktisch außer Kraft gesetzt. Ja,
das Zentrum des eigenen Glau-
bensbekenntnisses – die Erlösung
in Christus selbst – wird in Frage
gestellt, wenn die „Unerlöstheit die-
ser Welt“ als Argument für das
unerlöste Handeln der Christ_innen
ins Feld geführt wird. Denn darum
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Krieg, Frieden oder ein Dritter Weg? 
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geht es ja im Glauben an Christus,
der die Möglichkeit zur Nachfolge
Jesu tatsächlich eröffnet: Die
Befreiung mitten in der Gewalt die-
ser Welt zu bezeugen und entspre-
chend zu leben. Und eben nicht
umgekehrt: im Schatten der Uner-
löstheit der Welt selbst im Dunkel
der Schuld zu verharren. Wenn das
nicht ernst genommen wird, dann
wird auch hier das ethische Dilem-
ma eigentlich nicht wirklich gese-
hen. Krieg und militärische Gewalt-
anwendung bleiben schlicht legiti-
me Handlungsoptionen für Christ-
_innen, wenn auch als „ultima
ratio“. 

Es bleibt allerdings auch festzuhal-
ten, dass diese Position im besten
Falle daran erinnert, dass die Ver-
antwortung für das Leben der
Nächsten tatsächlich auch in meine
Hände gelegt sein kann, dass diese
Verantwortung auch für die entfern-
testen Nächsten gilt und dass gera-
de die Verwundbarsten, die sich
selbst nicht schützen können, ein
Recht auf den Schutz durch diejeni-
gen haben, die sie schützen könn-
ten. Eine Verweigerung dieses
Schutzes wäre – aus der Perspekti-
ve des christlichen Glaubens –
nicht zu verantworten.

In der internationalen Ökumene
haben sich diese Positionen weit
angenähert. Dies gelang, wo immer
die gängigen und viel zu einfachen
Antworten überwunden wurden,
wie „schuldig werden wir ja so oder
so“ oder „man kann doch nicht
nichts tun!“ Durch das Stellen der
ethischen Herausforderung in den
weiten Horizont eines verheißenen
„Gerechten Friedens“, den die Kir-
che in der Welt zu bezeugen hat, ist
gemeinsam festzuhalten:

Es geht hier nicht mehr um die Fra-
ge, ob Krieg legitim sein kann. Er ist
es nicht, weder im theologisch-ethi-
schen Sinne legitimierbar, noch im
juristischen Sinne legal. Es geht
auch nicht mehr um die Frage, ob
militärische Gewalt Frieden oder
Gerechtigkeit oder gar Sicherheit

herstellen kann. Sie kann es nicht.
Gewalt selbst trägt kein Konflikt-
lösungspotential in sich. Und es
geht auch nicht um die falsche
Polarisierung von „Gewalt anwen-
den“ oder „sich verweigern“. Christ-
_innen wissen sich verantwortlich
für die entfernten Schwächsten,
aber eben auch für ihre „Feinde“.
Diese Verantwortung erfordert Han-
deln. Demnach geht es also auch
nicht mehr um die Frage, ob eine
Intervention – allein zum Schutz
der Bedrohten – legitim sei oder
nicht. Dieser Verantwortung kön-
nen sich Christ_innen gar nicht ent-
ziehen. 

Wenn also all diese Fragen in der
Ökumene als geklärt gelten dürfen,
dann stellt sich die entscheidende
Frage zugespitzt so: wie und mit
welchen Mitteln kann und darf in
diesen Extremsituationen interve-
niert werden?

Hier scheint zunächst das politi-
sche Konzept der Schutzverant-
wortung, „Responsibility to Protect“,
weiter zu führen. Es beinhaltet: Die
Verantwortung zur Gewaltpräven-
tion, die Verantwortung zur Inter-
vention, und die Verantwortung
zum Wiederaufbau nach einem
Konflikt.

Nun scheint das Problem aber zu
sein, dass sich hier – wiederum
entgegen bester Absichten – doch
so eindeutige Parallelen zur „Lehre
vom gerechten Krieg“ ergeben:
Dass diese Lehre hinfällig wurde,
lag ja nicht allein an ihrer unbibli-
schen Verengung auf die Frage,
wann denn ein Krieg doch gerecht-
fertigt sein könnte und der damit
einhergehenden Suggestion, es
könnte – aus der Perspektive des
christlichen Glaubens – überhaupt
so etwas wie einen „gerechten
Krieg“ geben. Es zeigte sich auch,
dass jene Lehre vom gerechten
Krieg entgegen ihrer Absicht Kriege
gerade nicht eingedämmt hat, son-
dern stets Legitimationen – durch
Politik und Kirche – Vorschub lei-
stete. Die Lehre vom gerechten

Krieg wurde missbraucht. Insofern
war sie auch nie realistisch, ging
schon immer an den harten politi-
schen Realitäten vorbei.

In der Anwendung des so an-
spruchsvoll ausgearbeiteten Kon-
zeptes der Schutzverantwortung
zeigt sich nun, dass dieses Schick-
sal auch ihm droht: Wer militärische
Gewalt weiterhin als Mittel der Poli-
tik ansieht und folgerichtig stets mit
ins Kalkül zieht – und sei dies auch
aus den besten Absichten – bleibt
letztlich in den Gewaltlogiken ge-
fangen, die unsägliche Ungerech-
tigkeit in Kauf nehmen und neue
erzeugen. Das hat so weitreichen-
de Folgen wie die sich daraus not-
wendig ergebende Legitimierung
der Waffenproduktion, der Waffen-
exporte sogar in Krisengebiete, bis
hin zur Entwicklung neuer Tötungs-
Technologien wie bewaffneter
Drohnen. Diese „ultima ratio“-Argu-
mentation „funktioniert“ in der Pra-
xis ebenso wenig wie es die Lehre
vom gerechten Krieg tat.

Immer wieder wird hier das Argu-
ment der „rechtserhaltenden Ge-
walt“ ins Feld geführt. Gerade da
regt sich aber in der weltweiten
ökumenischen Gemeinschaft größ-
te Skepsis: Welches „Recht“ ist
eigentlich gemeint? Auf welcher
politisch legitimierten Grundlage
wird das entschieden? Und am
wichtigsten: Stellen sich jene Mäch-
tigen, die militärisch agieren wollen,
ebenso unter dieses Recht, wie sie
es von anderen einfordern? Die
Sorge ist in jüngster Zeit eher
gewachsen, dass es am Ende doch
um den Rechtserhalt der Stärkeren
und Mächtigen geht – die zugleich
und im Verhältnis so wenig für die
Gerechtigkeit der Lebenschancen
tun. Hieraus erwächst bisher also
keine glaubwürdige Praxis. Und
eben dies stellt dann auch die
gesamte ethische Argumentation
für das Konzept der Schutzverant-
wortung wieder in Frage. 

Das so genannte Wächteramt wird
nur zu erfüllen sein, wenn die Kir-
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che tatsächlich bereit ist, mutig und
kritisch diese politische Wahrheit
zu sagen. Verzichtet sie darauf,
dann kann ihr Zeugnis nicht glaub-
würdig werden. Ja, ihre Stimme
wird geradezu irrelevant. 

Die Friedenskirche der Mennonit
_innen hat gemeinsam mit den
Katholik_innen in der Auseinander-
setzung um dieses Dilemma den
Vorschlag des „just policing“, der
„gerechten Polizeiführung“, ent-
wikkelt und in die ökumenischen
Debatten eingebracht. Das Kon-
zept basiert auf einer hilfreichen, ja
notwendigen Unterscheidung zwi-
schen militärischer Gewalt einer-
seits und polizeilichem Zwang
andererseits.

Denn: Nähme man die besten
Argumente einer „absolut gewalt-
freien Haltung“ ernst, dann würden
viele – im äußersten Falle – doch
einen polizeilichen Einsatz zum
Schutz der unmittelbar Bedrohten
als legitim ansehen, wenn be-
stimmte Kriterien beachtet blieben.
Nähme man die besten Argumente
der Vertreter_innen eines militäri-
schen Eingreifens als „ultima ratio“
ernst, dann würde erkennbar, dass
es auch ihnen letztlich um nichts
anderes als um solchen Schutz
gehen kann – eine Polizeifunktion,
nicht notwendigerweise um militäri-
sche Intervention. Stimmen die
jeweiligen Motivationen aber derart
überein, dann kann man sich jetzt
über die Legitimation und Grenzen
eines solchen „polizeilichen Zwan-
ges“ verständigen – und diesen
von militärischer Gewalt eindeutig
unterscheiden. In der politischen
Praxis wie in der ethischen Diskus-
sion ist es gerade die Vermischung
dieser verschiedenen Dimensio-
nen, die eine sorgfältige Abwägung
auch aus christlicher Perspektive
immer wieder so schwierig macht
und uns voneinander trennt.

Eine internationale(!) Polizeikraft
müsste kontrolliert sein durch das
internationale Recht der internatio-
nalen Gemeinschaft, gebunden an

die unbedingte Einhaltung der
Menschenrechte und das rekla-
mierte Gewaltmonopol dieser Ge-
meinschaft. Sie würde nicht den
Anspruch erheben, einen Konflikt
zu lösen, sondern nur die Verwund-
barsten vor unmittelbarer Gewalt
zu schützen. Sie dürfte nicht als
Partei oder Aggressor eingreifen
oder so wahrgenommen werden,
sondern allein auf Gewalt-Deeska-
lierung zielen und daher selbst so
wenig Zwang wie möglich aus-
üben. Sie suchte nicht den Sieg
über andere, sondern strebte
danach, gerechte „win-win-Lösun-
gen“ zu ermöglichen.

Dies erforderte freilich eine völlig
andere Ausstattung und Ausbil-
dung, als die des Militärs. Massen-
vernichtungswaffen haben hier kei-
nen Raum. Wenn irgend möglich,
sollte auf Waffenanwendung ganz
verzichtet werden. Schulungen in
gewaltfreier Konfliktlösung, Selbst-
verteidigung ohne zu töten, ein
konstruktiver Umgang mit Stress-
situationen, der das Vertrauen der
zivilgesellschaftlichen Kräfte nicht
verspielt und Kultursensibilität sind
nur einige erforderliche Qualifika-
tionen. Und: ein solches Eingreifen
verfolgte tatsächlich keinerlei ande-
re politische Ziele als allein dieses,
Menschen zu schützen und der
Aufrichtung von Recht und Gerech-
tigkeit eine Chance zu verleihen. All
dies wäre nicht zuletzt gemeinsam
mit den Betroffenen zu definieren.

Sicherlich ist das Konzept der
gerechten Polizeiführung noch
nicht die letzte Weisheit auf die
gestellte ethische Herausforde-
rung. Aber hier eröffnet sich doch
ein möglicher Weg, in dieser so
wichtigen Debatte eine Richtung zu
wählen, die die gängigen argumen-
tativen Sackgassen hinter sich
lässt, nicht nur in der Ökumene,
sondern auch und gerade im Dia-
log mit der Politik. 

Entscheidend bleibt, dass diese
extremen Ausnahmesituationen
tatsächlich vom Zentrum des christ-

lichen Glaubens und Bekennens
herkommend ausgelotet werden.
Der Weltkirchenrat hat während
seiner Vollversammlung im südko-
reanischen Busan im vergangenen
Jahr die Kirchen und „alle Men-
schen guten Willens“ zu einem Pil-
gerweg der Gerechtigkeit und des
Friedens eingeladen – und sich
selbst zu diesem verpflichtet. Hier
ist die Erkenntnis leitend, dass wir
Gerechtigkeit und Frieden nicht als
zu erreichende Zustände auffas-
sen. Nein, der Weg der Kirchen in
dieser gewaltvollen Welt soll selbst
von Gerechtigkeit und Frieden
gekennzeichnet sein. Nicht nur
unsere Ziele, sondern bereits unse-
re Wege und Mittel – auch in den
Extremsituationen – müssen ge-
recht und friedlich sein, wenn denn
überzeugend und glaubwürdig das
Leben und die Würde nicht nur des
Nächsten und des zu Schützen-
den, sondern auch des Feindes im
Blick bleiben sollen. Eine christli-
che Friedensethik kann diesen
Anspruch niemals ausblenden.

Das ethische Dilemma besteht –
zumal für die Kirchen und Christ-
_innen – demnach nicht in der
scheinbaren Alternativlosigkeit zwi-
schen „nichts tun“ oder „militärisch
eingreifen“. Dorothee Sölle hat dies
treffend mit dem Gedicht „Der Drit-
te Weg“ beschrieben (s. Spinnrad
Rückseite).

Dr. Fernando Enns ist Professor
für (Friedens-)Theologie und Ethik
an der Freien Universität Amster-
dam und Leiter der Arbeitsstelle
Theologie der Friedenskirchen im
Fachbereich Ev. Theologie der Uni-
versität Hamburg. Seit 1998 ist er
Mitglied des Zentralausschusses
des Weltkirchenrates.

Text ursprünglich ausgestrahlt in
der Sendung „Glaubenssachen” im
Norddeutschen Rundfunk (NDR)
am 21. Dezember 2014. 
Hier in gekürzter Fassung.
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Beginnen würde ich gerne mit
der Zeit bis 1989, als Sie in der
DDR gelebt haben. Was waren
für Sie persönlich die Gründe
sich zu engagieren – und zwar
gewaltfrei zu engagieren? Was
hat es gebracht, wie ist es vor
sich gegangen? 

Mein Vater war Offizier der Wehr-
macht, kam am 9. Mai 1945 in
Kriegsgefangenschaft und Ende
‘49 zurück, das heißt 10 Jahre sei-
nes Lebens waren von Krieg und
Gefangenschaft geprägt. Er kam
als Pazifist zurück, d.h. er war dann
theologisch – er war auch Pfarrer –
und politisch ganz stark in der
Nähe von Martin Niemöller anzu-
siedeln. Er fasste kein Gewehr
mehr an – und als es uns Kindern
einmal gelang, ihn schließlich doch
zu überreden, auf einem Rummel
nach Blumen zu schießen, sah ich,
wie erschreckt er war, dass er eine
nach der anderen schoss. Es war
für mich wirklich beeindruckend als
Zwölfjähriger zu sehen, dass er sel-
ber so erschrocken darüber war
und gar nicht damit umgehen konn-
te.

Ich habe dann selber als 17-Jähri-
ger den Wehrdienst in der DDR
verweigert, und zwar total verwei-
gert, also auch den Bausoldaten-
dienst, und habe das dreifach
begründet: Einmal mit der grund-
sätzlichen These, dass Gewalt und
Kriegsmittel nichts lösen, sondern
dass Probleme gewaltfrei gelöst
werden müssen. In meiner Erklä-
rung zur Totalverweigerung schrieb
ich im März 1970: „Ich möchte
damit (mit der Verweigerung) einen
Friedensdienst leisten, der mir als
der einzig mögliche und für mich

gangbare erscheint. … Es muss
Menschen geben, die anfangen,
deutlich zu machen, dass in der
Zukunft ein Weg der Gewaltlosig-
keit und der Liebe zum Mitmen-
schen eingeschlagen werden
muss. Ein Krieg kann heute keine
Probleme mehr lösen, sondern nur
vertiefen.“ 

Zweitens, dass von Deutschland
schon zwei Mal Krieg ausgegan-
gen ist und es auch deshalb nicht
sein darf, und drittens bezogen auf
die familiäre Situation: die Ver-
wandtschaft ist in Ost und West
und ich richte nicht die Waffe gegen
die eigene Familie. Darauf stand
eigentlich Gefängnis. Ich wurde
davon verschont, weil ich dann
nicht eingezogen worden bin. 

Das war dann natürlich auch ein
wesentliches Thema in der kirch-
lichen Jugendarbeit. Für mich
waren Mahatma Gandhi und Martin
Luther King ganz wesentliche Per-
sonen, in denen deutlich wurde,
dass sich gewaltfrei etwas verän-
dern lässt. Und später in den 80er
Jahren in der DDR, in der Diskus-
sion um Sicherheit und die Nach-
rüstung, war das wiederum meine
ganz klare Botschaft, dass diese
Art des Systems der Abschreckung
nicht zum Frieden führt und wir
eigentlich eine Friedenspolitik brau-
chen, die den Frieden gestaltet,
nicht nur den Krieg abschreckt. Wir
hatten ja in der DDR eine intensive
Friedensdebatte, die auch zu kla-
ren Aussagen geführt hat. In diesen
Themen war ich in den 70ern, aber
dann besonders auch als Pfarrer
und Aktivist der Friedensbewegung
sehr aktiv. 

Zentraler Ausgangspunkt war
damals natürlich die Situation der
atomaren Abschreckung. Ich war
damals - und bin das in jedem Fall
auch bis heute – Atompazifist, weil
ich sage, Bedrohung mit Atomwaf-
fen ist etwas, das auch sicherheits-
politisch nicht wirklich akzeptabel
ist. Deshalb ist dieses Zero-Ziel
[Vollkommene Abrüstung von
Atomwaffen - Anm.] auch weltpoli-
tisch und strategisch ein ausge-
sprochen wichtiges und es ist ziem-
lich katastrophal, dass dies auch in
den letzten 25 Jahren, obwohl die
Atomwaffen nach 1990 eigentlich
sicherheitspolitisch nie mehr eine
Rolle gespielt haben, nicht durch-
gesetzt werden konnte. Aber bei
der Bereitschaft, wirklich grundle-
gender abzurüsten bzw. den Atom-
waffensperrvertrag zu stärken, der
ja auch beinhaltet, dass die Atom-
waffen besitzenden Mächte mehr
tun müssen, da sind wir ja heute
gerade in der großen Diskussion.
In dieser Frage gibt es für mich
eine klare Übereinstimmung zum
Umbruch, den wir erlebt haben. Für
die friedliche Revolution war dieser
gewaltlose Charakter grundlegend,
wir hätten das alles nicht anders
geschafft und hier spielte bei uns in
der DDR diese langjährige Be-
schäftigung mit Gewaltlosigkeit
eine wichtige Rolle in der Opposi-
tion. Das war die grundlegende
Tradition, die dann zum Runden
Tisch in Polen geführt hat, der dann
auch übernommen worden ist. 

Dabei ging es um Dialogprozesse
um Verständigung zu erreichen,
aber natürlich spielte die Macht der
Massen eine wesentliche Rolle.
Insofern waren die eigene Tradi-
tion, aus der wir kamen, aber auch,
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was wir mit Solidarnosc erlebt
haben, und der vorsichtige Trans-
formationsprozess in Ungarn die
drei Momente, die für den Umbruch
‘89 ganz wesentlich waren. 

Würden Sie sagen, das waren
auch die Faktoren, die dazu
geführt haben, dass in der DDR
gewaltfrei und erfolgreich das
Regime überwunden werden
konnte, oder gab es da noch
andere Gründe?

Natürlich würde ich sagen, es gibt
in einem solchen historischen Pro-
zess immer verschiedene Momen-
te. Es gibt wenig Monokausales in
dieser Welt, aber das ist eine ganz
zentrale Linie. Ich würde aber nicht
bestreiten, dass auch die strategi-
sche Sicherheitspolitik des Wes-
tens dazu beigetragen hat. Ich teile
nicht die Meinung, die viele hatten,
dass die Nachrüstung eine wesent-
liche Voraussetzung war um die
Sowjetunion totzurüsten, weil eine
solche Art Sicherheitspolitik voller
Gefahr ist und wir Glück gehabt
haben. Das ist als strategisch aus-
gerichtete Politik in meinen Augen
völlig inakzeptabel. Natürlich spiel-
te auch eine Sogwirkung der Wirt-
schaft eine Rolle – die Insuffizienz
der Wirtschaft im Osten und der-
gleichen mehr. Es ist also jetzt nicht
nur dieser emanzipatorische, ge-
waltfreie Zugang zu diesen The-
men gewesen.

Ja, dann ist es sehr schnell
gegangen. In wenigen Wochen,
kann man sagen, ist das alte
System weg oder zumindest
nicht mehr an der Macht gewe-
sen. Welchen Weg haben Sie
sich entschieden in dieser Situa-
tion zu nehmen und warum?

1989 hatten wir in einer ökumeni-
schen Begegnungsstätte in Nie-
derndodeleben bei Magedeburg,
die ich geleitet habe, ein Seminar
zum Thema Gewaltlosigkeit, und

eine Diskussion ist mir gut in Erin-
nerung, als wir mit zwei Un-
garn, Mitglieder der sogenannten
Bulanyi-Gruppen, der katholischen
Basisbewegung, zusammensaßen.
Sie sind in Ungarn über die Jahr-
zehnte ständig in die Gefängnisse
gegangen, weil sie  den Wehrdienst
verweigert haben. Ich hatte sie zu
diesem Thema eingeladen und wir
haben über die Bedeutung der
Gewaltlosigkeit gesprochen und
abends bei einem Glas Wein dann
über die bewegte Lage in unseren
Ländern diskutiert. Da sagte der
eine der ungarischen Freunde, der
auch dem Demokratischen Forum
angehörte: „Wenn wir die Wahl
gewinnen, dann trete ich aus. Ich
will mit Machtausübung nichts zu
tun haben.“ Und daraus entspann
sich eine Debatte, in der ich die
Meinung vertrat, dass es in meinen
Augen wichtig wäre, in einer sol-
chen Situation auch bereit zu sein
Minister zu werden, auch Innenmi-
nister, der natürlich auch bewaffne-
te Polizei befehligt, weil die Verbre-
cher_innen dieser Welt nun mal lei-
der nicht alle unbewaffnet sind.
Und dann kommt es eher darauf an
zu sehen: Welche Politik mache ich
damit? Gewalt mindernd oder eben
eskalierend? Und natürlich geht es
darum zu sehen, wie man so vor-
gehen kann, dass Gewalt mög-
lichst wenig oder nicht angewandt
werden muss, aber dass diese
Gewaltandrohung in solchen Kon-
stellationen durchaus auch ihre
Rolle hat. Das war eine sehr span-
nende Diskussion.

Wenige Monate später während
des Runden Tisches stand ich vor
dieser Frage, und ich wurde
Außenminister. Wir hatten jetzt
nicht unmittelbar einen [militäri-
schen] Einsatz in der DDR - wir hat-
ten anderes zu tun, wir haben die
deutsche Vereinigung organisiert.
Ab 1990 war ich dann im deut-
schen Bundestag, und auch im
Auswärtigen Ausschuss war mir
schon im Grunde dieser gleiche
Gedanke - auch übertragen auf die

internationale Welt - wichtig. Ich
sage, es gibt Situationen, und lei-
der hat sich das am Balkan ja auch
schnell herausgestellt, wo in mei-
nen Augen auch wir, die Deut-
schen, die historisch natürlich
besonders belastet sind mit dem
Nationalsozialismus und allen Ver-
brechen des zweiten Weltkrieges,
nicht sagen können: „Wir halten
uns hier raus. Die Lasten sollen
andere tragen.“ Sondern dass es
dann darum geht sich auch an sol-
chen Einsätzen zu beteiligen, aber
darauf zu sehen, wie diese Einsät-
ze politisch konstruiert sind. Wie
sie eingebettet sind in ein politi-
sches und ziviles Handeln. Und
hier ist es so, dass es leider in all
diesen Einsätzen bisher große
Defizite gibt. Bei militärischen Mit-
teln fragt man oft überhaut nicht
mehr nach dem Geld, sondern das
steht dann automatisch zur Verfü-
gung, weil die Truppe ja da ist und
finanziert wird, während bei den
zivilen Maßnahmen, über die man
durchaus inzwischen heute auch
redet, die bereitgestellten finanziel-
len Ressourcen „Peanuts“ im Ver-
hältnis dazu sind. In meinen Augen
ist es für Deutschland, wo die Ent-
scheidung über den Einsatz von
Militär vom deutschen Bundestag
getroffen wird, wichtig, dass wir ein-
fach eigene Strukturveränderungen
durchführen, das heißt z.B. dass
man eigentlich fordern müsste,
dass die Bundesregierung für sol-
che Einsätze nicht nur den militäri-
schen Anteil vorlegt, sondern den
Gesamtanteil der Mission ein-
schließlich des Zivilen, wo deutlich
wird, wie ausgewogen und konzep-
tionell tragfähig  das Ganze ist, und
dies dann auch wirklich diskutiert
werden muss. Das wäre für mich
so ein wesentlicher Punkt. 

Das Zweite ist, dass wir natürlich
schon einen kleinen ersten Schritt
gemacht haben mit dem ZIF [Zen-
trum für Internationale Friedensein-
sätze] d.h. mit der Ausbildung von
Zivilist_innen für Auslandseinsätze,
für Wahlbeobachtung, für die

IINTERVIEW
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Unterstützung ziviler politischer
Prozesse, für Justizausbau etc.
Aber das ist zu wenig. Es ist ja nur
ein Tropfen auf den heißen Stein
und wir bräuchten eigentlich eine
solche Institution im europäischen
Maßstab von Seiten der Europäi-
schen Union. Und wir bräuchten
dann das Bereitstellen einer gewis-
sen Anzahl von Personen, die dafür
leicht abrufbar sind. Wenn ich
bedenke, dass der Bund, wenn er
so etwas will, bei der Länderpolizei
nachfragen muss und die sowieso
unterbesetzt sind, dann dauert es
so lange wie es eben in Afghani-
stan gedauert hat, wo von deut-
scher Seite in Sachen Polizeihilfe
über Jahre hin fast nichts passiert
ist. Und insofern braucht es gerade
für den Ausbau der zivilen interna-
tionalen Verantwortung einerseits
mehr Aufmerksamkeit, mehr Kon-
zeption, mehr Forschung, und
andererseits natürlich auch mehr
Mittel. 

Ich möchte ganz kurz noch ein-
mal zurückkommen auf die Zeit
1990, als Sie nach den ersten
freien Wahlen als Außenminister
in der DDR gearbeitet haben. Sie
waren ja auch sehr maßgeblich
bei den Verhandlungen zur
Wiedervereinigung beteiligt. Wie
sehen Sie das jetzt im Rückblick
im Hinblick auf friedenspoliti-
sche Entscheidungen, die da-
mals gefallen sind? War das für
Sie auch ein Friedensprojekt -
die Wiedervereinigung - auch der
NATO-Beitritt, der damit verbun-
den war - oder wie haben Sie das
in dieser Rolle miterlebt?

Ich war damals zutiefst skeptisch
gegenüber der NATO auf dem
Hintergrund der Erfahrung der 80er
Jahre und der Nachrüstungsdebat-
te mit einer Vorneverteidigung, mit
Kurzstreckenraketen, die nicht wei-
ter reichten als bis Deutschland.
Diese ganze Abschreckungssitua-
tion habe ich abgelehnt und habe
damals auch intensiv gefordert,

dass die NATO sich in einer sol-
chen Konstellation sehr grundle-
gend verändern muss. Gelernt
habe ich in dieser Zeit relativ
schnell, dass der NATO-Vertrag,
wenn man ihn sich einmal an-
schaut, besser ist als seine politi-
sche Umsetzung war. Deshalb bin
ich dann später auch durchaus ein
Anhänger der NATO geworden,
nicht in jedem konkreten Schritt,
wie die NATO Politik gemacht hat,
aber als einer Institution, in der
Sicherheit integriert zwischen ver-
schiedenen Ländern organisiert
wird. Und ich bin der festen Über-
zeugung, dass letztlich auch die
NATO-Erweiterung sicherheitspoli-
tisch sinnvoll war. 

Ich habe versucht - und bin damit
gnadenlos gescheitert - im Rah-
men von 2+4 [zur dt. Wiederverei-
nigung] auch die Nuklearfrage zum
Thema zu machen. Ich wollte
eigentlich, dass wir für Europa
gewissermaßen Schneisen für ato-
mare Abrüstung schaffen. Es ist
damals von den anderen Vertrags-
staaten rundweg abgelehnt worden
die Fragen in diesem Kontext über-
haupt zu behandeln. Das einzige,
was herausgekommen ist, ist, dass
das Gebiet der früheren DDR dau-
erhaft atomwaffenfrei bleiben wird.
Das ist nicht schlecht, aber das ist
natürlich kein wirkliches Ergebnis in
diesem gesamten Kontext.

Ein drittes Element war damals die
Frage Russland. Mir wurde von
manchen in Deutschland vorgewor-
fen, dass ich ja sowjetischer als die
Sowjets sei, weil ich damals schon
sehr klar sagte, dass wir Lösungen
finden müssen, die auch Russland
– oder damals die Sowjetunion - in
Zukunft in die europäische Sicher-
heit einbindet, weil klar ist, dass
man diese Situation der Schwäche
nicht dauerhaft festschreiben darf.
Der Versailler Vertrag hat zum 2.
Weltkrieg geführt. Insofern ist
Schwäche auszunutzen immer ein
sicherheitspolitisches Risiko. Und
hier glaube ich, dass zwar der Ver-

trag selbst dies durchaus gewähr-
leistet hat, aber die Politik nach
1990 das dann nicht immer genü-
gend berücksichtigt hat. Wir haben
zwar durchaus Kooperationsstruk-
turen, aber sie wurden von beiden
Seiten nicht wirklich genutzt. Wenn
ich an 2008 denke, wo man im Zu-
sammenhang mit der Krise in
Georgien dringend den NATO-
Russland-Rat hätte einberufen
müssen, dann hat die NATO völlig
absurder Weise das abgelehnt.
Aber man muss wiederum sagen,
auf der anderen Seite hatte auch
vorher schon Russland im Kosovo
die Zusammenarbeit eingestellt.
D.h. also in den beiden zentralen
Punkten, wo es in den letzten 20
Jahren große Differenzen gab, wur-
den die Kooperationsstrukturen,
die man geschaffen hatte, nicht
genutzt. Hier sehe ich sehr grund-
legende Defizite, und deshalb wird
es großer Aufmerksamkeit bedür-
fen in Zukunft da wieder anzuknüp-
fen.

Mit der Annexion der Krim und mit
dem Krieg, den Russland in der
Ostukraine führt, wird internationa-
les Recht eklatant gebrochen; dass
das passieren würde - bei aller Kri-
tik, die ich schon vorher an Putin
hatte - habe ich nicht erwartet. Und
insofern stellt sich natürlich völlig
neu die Frage, wie man einen
Gesprächsfaden aufbaut, der aber
nicht in der Weise geführt wird,
dass man die Völkerrechtsbrüche
akzeptiert. Das darf nicht sein.

Ich habe noch eine Abschluss-
frage: Sie haben 2009 das politi-
sche Leben verlassen. Sie sind
nicht mehr im Bundestag und
haben jetzt eine neue Aufgabe
übernommen, die auch in einem
Zusammenhang mit den Themen
Frieden und Versöhnung steht.
Vielleicht können Sie zum Ab-
schluss noch kurz erzählen, was
Sie jetzt machen und wie das mit
dieser Thematik zusammen-
hängt. 
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Ich bin jetzt Präsident des „Volks-
bund Deutsche Kriegsgräberfürsor-
ge e. V.“, einer zivilgesellschaft-
lichen Organisation, die bald 100
Jahre alt ist. Er wurde nach dem
1. Weltkrieg gegründet und nach
dem 2. Weltkrieg in der Bundesre-
publik dann neu belebt. Er ist ver-
antwortlich für alle deutschen
Kriegsgräber im Ausland, das sind
über 800 Kriegsgräberstätten in 45
Ländern - natürlich hauptsächlich
überall da, wo wir Deutsche als
Aggressoren im 2. Weltkrieg
waren, aber auch, wo wir im 1.
Weltkrieg teilgenommen haben,
sodass in vielen Ländern Europas
Deutsche liegen. Nach dem deut-
schen Gräbergesetz sind wir nicht
nur zuständig für die militärischen,
d.h. nicht nur für Soldaten-Gräber,
sondern auch für andere, zivile
Kriegstote. Diese Arbeit, der Bau
von Soldatenfriedhöfen bzw. über-
haupt von Kriegsgräberstätten,
konnte bis 1989 nur im Westen
gemacht werden, nach 1990 dann

auch im Osten Europas. In diesen
mehr als 20 Jahren, seit 1990,
haben wir in allen ostmittel- und
osteuropäischen Ländern Friedhö-
fe gebaut, mehr als 880.000 Solda-
ten umgebettet und ungefähr ein
Drittel identifiziert. Auch heute wer-
den jedes Jahr noch 30.000 Solda-
ten umgebettet und noch heute fin-
den wir jedes Jahr die Namen von
einem Drittel davon, d.h. etwa
10.000 jedes Jahr, sodass auch
heute noch Familien von den Grab-
stätten ihrer Väter und Großväter
erfahren. Dies hat natürlich eine
Bedeutung für diese Familien. 

Albert Schweitzer hat ja einmal die
Soldatenfriedhöfe des 1. Welt-
kriegs die „großen Prediger des
Friedens“ genannt. In diesem Sin-
ne arbeitet der Volksbund seit vie-
len Jahren. Seit 60 Jahren macht er
internationale Jugendarbeit auf
Friedhöfen. Wir haben fünf Jugend-
und Begegnungsstätten, in denen
wir mit Jugendlichen an Kriegsgrä-

berstätten arbeiten. Außerdem
machen wir internationale  Work-
camps in ganz Europa auf Kriegs-
gräberstätten, wo wir mit den Ju-
gendlichen der jeweils anderen
Länder zusammenarbeiten und uns
mit friedenspolitischen und frie-
densethischen Fragen beschäfti-
gen. Also gibt es neben der
unmittelbaren Fürsorge für die Grä-
ber einen ganz breiten Bereich von
Jugend- und Bildungsarbeit. Ich bin
jetzt dabei, noch stärker ein klares
Profil auszuarbeiten damit wir uns
nicht nur in Deutschland, sondern
in Europa erinnerungspolitisch mit
Fragen des Gedenkens und der
Erinnerung beschäftigen. In mei-
nen Augen ist die Beschäftigung
mit und die Aufarbeitung von
Geschichte eine wesentliche
Dimension des Friedens und der
Versöhnung. Seit vielen Jahren ist
das Motto des Volksbundes „Ver-
söhnung über den Gräbern –
Arbeit für den Frieden“. 
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AKTIV SEIN IM VERSÖHNUNGSBUND!
Jedes Engagement zählt - wir freuen uns, wenn du unsere Arbeit für Frieden und Gewaltfreiheit unterstützen willst!

• MITGLIED WERDEN! –Als Mitglied beim Internationalen Versöhnungsbund-österreichischer Zweig setzt du ein
Zeichen für die Gewaltfreiheit. Du bekommst am Anfang des Jahres unseren Jahresbericht und vierteljährlich
unsere Zeitschrift „Spinnrad" zugesandt. Außerdem halten wir dich durch unseren monatlichen Email-Newsletter
sowie durch Veranstaltungstipps auf dem Laufenden, damit du immer weißt, was bei uns im Moment los ist
(Mitgliedsbeitrag €45, ermäßigt €30 pro Jahr).

- Bist du noch kein Mitglied? Unter http://www.versoehnungsbund.at/mitglied-werden/ kannst du das ändern!

- Du bist bereits Mitglied? Vielleicht kennst du ja Menschen, die ebenfalls an Gewaltfreiheit interessiert sind und
beim VB Mitglied werden oder das „Spinnrad" abonnieren wollen!

• SPENDEN! - Eine Spende ermöglicht unsere Arbeit für Frieden, Gerechtigkeit und Menschenrechte! Als unab-
hängiger Verein wird die Arbeit des Versöhnungsbundes zum größten Teil durch Beiträge und Spenden unserer
Mitglieder, Förderer und Förderinnen finanziert, dabei zählt jeder Beitrag (Kontoinformationen können dem beilie-
genden Zahlschein entnommen werden)!

• Möglichkeiten zur freiwilligen MITARBEIT! - Wir freuen uns immer über Menschen, die sich mit ihren Interessen
und Fähigkeiten bei uns einbringen wollen. In folgenden Bereichen würden wir uns derzeit über helfende Hände
freuen – auch wenn die Mitarbeit nur gelegentlich stattfindet:

- Spinnrad: Die Möglichkeiten sich bei der 4x im Jahr erscheinenden Zeitschrift einzubringen sind vielseitig: Ver-
sandtätigkeit im Büro, Verfassen von Artikeln, Redaktion und Lektorat.

- Friedensnachrichten: 1x im Monat erscheint unser Newsletter, dessen Layoutierung und Versand via mail-
chimp.com auch von zuhause erledigt werden kann.

Bei Interesse bitten wir um Kontaktaufnahme unter   E-mail: office@versoehnungsbund.at Tel.: 01 - 408 5332
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Erica Chenoweth, Maria J. Ste-
phan: Why Civil Resistance
Works. The Strategic Logic of
Nonviolence. Columbia Universi-
ty Press, New York, 2011, ISBN:
9780231527484

Die beiden amerikanischen Frie-
densforscherinnen Erica Cheno-
weth und Maria J. Stephan unter-
nehmen in ihrem Buch „Why Civil
Resistance Works. The Strategic
Logic of Nonviolent Conflict“ den
Versuch, die weitverbreitete Mei-
nung, dass Gewalt das effektivste
Mittel sei um politischen Wandel
herbeizuführen, zu entkräften. 

Die beiden Universitätsprofessorin-
nen untersuchten mehr als 300
sowohl gewaltfreie als auch gewalt-
same Aktionen in allen Teilen der
Welt zwischen 1900 und 2006,
deren Ziel es war, einen politischen
Führungswechsel oder eine Ab-
spaltung herbeizuführen bzw.
Widerstand gegen eine Besatzung
zum Ausdruck zu bringen. Das
Ergebnis ihrer Studie ist bemer-
kenswert: 

Gewaltfreie Aktionen waren mehr
als doppelt so oft erfolgreich wie
ihre gewaltsamen Gegenstücke.  

Chenoweth und Stephan kombinie-
ren in ihrem Buch statistische Ana-
lysen mit Fallbeispielen aus dem

Iran, den Palästinensischen Gebie-
ten, den Philippinen und Burma
und zeigen die Faktoren auf, die
gewaltfreien Widerstand erfolgreich
machen. Gleichzeitig führen sie
Faktoren und Bedingungen an,
unter denen gewaltfreie Aktionen
scheitern. Dabei gelingt es den
Autorinnen gut, das ,Warum' und
das ,Unter welchen Umständen'
herauszuarbeiten.

Sie zeigen auf, dass der entschei-
dende Erfolgsfaktor für einen Füh-
rungswechsel die Beteiligung der
Zivilbevölkerung ist. Durchschnittli-
che gewaltfreie Aktionen haben
über 200.000 aktive Teilnehmer-
_innen während gewaltsame Ak-
tionen nur circa 50.000 aktive Teil-
nehmer_innen vorweisen können.
Beachtenswert dabei ist, dass
4-5% einer Bevölkerung, die sich
gegen eine Regierung erhebt und
dies demonstrativ zum Ausdruck
bringt, den Richtwert darstellt, ab
dem politischer Wandel nicht mehr
verhindert werden kann. 

Die großen Unterschiede in den
Teilnehmer_innenzahlen liegen vor
allem daran, dass gewaltfreier
Widerstand für alle Beteiligten
geringere moralische sowie physi-
sche Hürden birgt. Diese Form des
Widerstandes bietet zudem ein
breites Spektrum von Aktionen,
unter denen (individuell) ausge-
wählt werden kann. Weiters
braucht es für Arbeitsstreiks, Kon-
sumboykotte, Sit-ins etc. keine
hohen physischen Voraussetzun-
gen der Aktionist_innen. Dies
macht die Teilnahme von Frauen
und alten Menschen wesentlich
einfacher bzw. überhaupt erst mög-
lich. 

Bemerkenswert ist die Feststellung
der beiden Autorinnen, dass Fakto-
ren wie die Art der politischen Füh-
rung, die ökonomische Entwick-
lungsstufe der Region, der Alpha-

betisierungsgrad oder die Fraktio-
nalisierung in der Gesellschaft zwi-
schen ethnischen, sprachlichen
und religiösen Linien keinen statis-
tisch signifikanten Einfluss darauf
haben, ob gewaltfreie Aktionen
zum Erfolg führen oder nicht. Viel-
mehr ist die Vielfalt derer, die am
Widerstand beteiligt sind, von Be-
deutung: Je höher die Diversifika-
tion - betreffend Geschlecht, Alter,
Religion, Ethnie, Ideologie, Beruf
und sozi-ökonomischem Status -
desto schwieriger ist es, die Teil-
nehmer_innen des Widerstandes
zu isolieren und repressiv gegen
sie vorzugehen.

Weiters kommen die beiden Auto-
rinnen zu dem Ergebnis, dass gro-
ße gewaltfreie Aktionen wesentlich
wahrscheinlicher internationale Un-
terstützung erhalten als bewaffnete
Aktionen. Im Resultat zeigt sich,
dass erfolgreicher gewaltfreier
Widerstand einen wesentlich dau-
erhafteren und verinnerlichten Frie-
den einleitet. Statistisch führt dies
wiederum deutlich seltener zu Bür-
gerkriegen als politische Führungs-
wechsel, die mittels Gewalt einge-
leitet werden. 

Was „Why Civil Resistance Works"
unter anderem besonders macht
ist, dass es auf Basis quantitativer
Analyse und dem Anlegen einer
Datenbank Fälle zivilen und ge-
waltsamen Widerstand miteinander
vergleicht. Die Autorinnen verglei-
chen die daraus resultierenden
Zustände in verschiedenen histori-
schen Zeiträumen und geographi-
schen Regionen. Wegen dieser
wissenschaftlichen Herangehens-
weise und ihren empirischen Re-
sultaten schaffen es Chenoweth
und Stephan auf glaubhafte Weise
das Argument von der Notwendig-
keit der Gewalt zu entkräften.  

„Why Civil Resistance Works“ prä-
sentiert starke Argumente für dieje-
nigen, die sich zuvor schwer getan
haben ihre moralische Überzeu-
gung von der Kraft der Gewaltfrei-
heit zu rechtfertigen. Vielmehr noch
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sollte dieses Buch aber von jenen
gelesen werden, die sich bisher
nicht überzeugen lassen wollten,
dass Gewaltfreiheit nicht der Weg
der Schwachen ist, sondern viel-
mehr der wesentlich effektivere
Weg um Veränderung in der Welt
herbeizuführen.  

Jim Forest: Loving Our Enemies.
Reflections on the Hardest Com-
mandment. Orbis Books, Maryk-
noll, New York, 2014; ISBN 978-1-
62698-090-7

Jim Forest, ehemaliger Generalse-
kretär des International Fellowship
of Reconciliation und Mitbegründer
des Orthodox Peace Fellowship,
hat ein Buch über das „schwierig-
ste Gebot Jesu“, über die Feindes-
liebe, geschrieben. Basierend auf
seinen Erfahrungen als gewaltfreier
Friedensaktivist im Umkreis von
Dorothy Day, Thomas Merton und
den Berrigan-Brüdern in den USA
der 50er und 60er Jahre, seiner
Arbeit im Versöhnungsbund, u.a.
mit Jean und Hildegard Goss-Mayr,
und seiner Konversion zur Ortho-
doxie stellt er im ersten Teil
des Buches biblische, kirchenge-
schichtliche und aktuelle Beispiele
und Reflexionen darüber vor, wie
denn „Liebe zum Feind oder zur

Feindin“ zu verstehen sei und stellt
dem Evangelium nach Matthäus,
Markus, Lukas und Johannes das
„Evangelium gemäß John Wayne“
als Narrativ gegenüber, in dem das
ultimativ Böse letztlich durch die
Gewalt des Guten überwunden
wird – weil es eben nicht anders
geht. Im Gegensatz dazu fordert
das Evangelium dazu heraus, das
Böse durch das Gute zu überwin-
den und sogar in den Feind_innen
das Bild Gottes zu erkennen und
sie deshalb zu achten.

Im 2. Teil stellt Jim Forest „neun
Disziplinen aktiver Liebe“ vor und
erläutert wiederum anhand von
Beispielen und einigen praktischen
Übungen, wie wir Feindesliebe „ler-
nen“ können: für die Feind_innen
beten, ihnen Gutes tun, die andere
Wange hinhalten, Vergebung, die
Trennwand der Feindschaft nieder-
reißen, sich weigern ein Auge für
ein Auge zu nehmen, gewaltfreie
Alternativen suchen, heiligen Un-
gehorsam praktizieren und Jesus
in Anderen erkennen. Leider liegt
das Buch bisher nur auf (allerdings
recht leicht lesbarem) Englisch vor,
sein Thema und sein Inhalt hätten
auch im deutschen Sprachraum
eine große Leser_innenschaft ver-
dient.

Mitri Raheb: Glaube unter impe-
rialer Macht. Eine palästinensi-
sche Theologie der Hoffnung.
Gütersloher Verlagshaus, 2014;
ISBN 978-3-579-08511-1

Im April dieses Jahres hatten wir
die Freude, den Autor des Buches,
Pfarrer der evangelischen Weih-
nachtskirche in Bethlehem und Mit-
verfasser des Kairos Palästina-
Dokuments, Mitri Raheb, in Wien
zu Gast zu haben und mit ihm per-
sönlich über sein neuestes Buch
ins Gespräch kommen zu können.
Er selbst beschreibt es als „Ankunft
nach einer langen Reise durch die
Theologie im Nahen Osten, wo ich
hingehöre“, und eine Einladung an
die Leser_innen, ihn auf der Reise
ins Herz des Nahen Ostens und
der biblischen Botschaft zu beglei-
ten.

Das Besondere an diesem Buch
ist, dass es zum einen die biblische
Botschaft aus ihrem konkreten
geschichtlichen Kontext, der über
Jahrtausende geopolitisch geprägt
war von einander abwechselnden
Großreichen (Imperien), in die heu-
tige Zeit übersetzt – wie das auch
andere Theologien der Befreiung in
ihren Umfeldern (Lateinamerika,
Südafrika usw.) schon früher getan
haben. Zum anderen ist aber
genau dieser Kontext - nämlich das
kleine Land, das wir heute als
Israel und Palästina bezeichnen -
auch derjenige, in dem sich die in
der Bibel erzählten Geschehnisse
abgespielt haben, und die heute
dort lebenden palästinensischen
Christ_innen und andere die direk-
ten Nachfahr_innen der urkirch-
lichen Gemeinden. Auf dieser
Basis entwickelt Mitri Raheb eine
Theologie des Lebens unter Besat-
zung bis heute und wie der Glaube
an Gott als eine Kraft, die die impe-
riale Macht herausfordert, die Wirk-
lichkeit verändert und zur Befreiung
ruft. Die neue Gemeinschaft des
„Reiches Gottes“ baut u.a. auf
gewaltlosen und kreativen Wider-
stand, Unabhängigkeit und Frei-
heit, Gleichberechtigung der Frau-
en und eine lebensbejahende Kul-
tur und gibt damit Hoffnung für eine
bessere und friedlichere Zukunft für
die gesamte Region.
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Seit einiger Zeit experimentie-
ren die jungen Aktiven des
österreichischen Versöh-

nungsbundes mit kreativen Metho-
den, um Anliegen des Friedens und
der Gewaltfreiheit in den öffent-
lichen Raum zu tragen. Das „Thea-
ter der Unterdrückten“ (TdU – siehe
Infokasten S.19) probierten wir
erstmals im Februar 2014 in einem
dreitägigen Workshop mit anschlie-
ßender Aktion auf dem Karlsplatz
aus (vgl. Spinnrad 1/2014). Eine
willkommene Gelegenheit, unsere
Erfahrungen mit diesem Werkzeug
weiterzuentwickeln, bot sich durch
die Einladung, am Bodensee-
Friedensufer (6. April 2015) eine
„Friedensinsel“ zu gestalten.

Unter dem Motto „SCHAU(hin)-
SPIEL(mit) des Friedens“ überleg-
ten wir uns ein interaktives Format,
mit dem wir nicht nur unsere eige-
nen Grenzen überwinden, sondern
auch das Publikum zum Ausprobie-
ren und Mitmachen bewegen woll-
ten. Um eine motivierte Gruppe
zusammenzutrommeln, veranstal-
teten wir am 20. und 21. März im
Wiener Versöhnungsbund-Büro
einen Workshop, in dem wir die
theoretischen und praktischen
Grundlagen des TdU gemeinsam
erprobten. Derart gestärkt machten
wir uns zu Ostern auf den Weg
nach Bregenz – allerdings auch mit
gemischten Gefühlen: Wie wird es
sein, unser Theater außerhalb des
geschützten Rahmens aufzufüh-
ren? Können wir gut genug impro-
visieren, um unvorhergesehene Si-
tuationen zu meistern? Wie werden
die Leute reagieren? Werden sie
mitmachen? Wird das Wetter
schön sein oder die ganze Aktion
ohnehin ins Wasser fallen?

Zumindest die letzte Frage konnten

die Meteorolog_innen schon vor
Beginn der Veranstaltung beant-
worten: Der Bregenzer Oster-
marsch und das anschließende
Friedensufer fanden wie geplant –
allerdings bei etwas kühlen Tempe-
raturen – statt. Unsere Theaterper-
formance konnten wir in mehreren
Runden, mit variierenden Rollen
und Publikumsbeteiligung, auffüh-
ren. Am Ende eines intensiven
Tages waren wir erschöpft, aber
um viele wertvolle und verbindende
Erfahrungen reicher. Einig waren
wir uns vor allem in zwei Punkten:

Erstens, dass wir unsere hoch
gesteckten Ziele erreicht hatten –
nämlich das TdU als verbindende
Methode den Besucher_innen des
Friedensufers näherzubringen und
dabei selbst (natürlich nur im über-
tragenen Sinn) den Sprung ins kal-
te Wasser zu wagen. Zweitens,
dass dies nicht der Abschluss
unseres Experimentierens mit der

aktiven Gewaltfreiheit war, sondern
ein Startschuss für viele weitere
Aktionen.

Wer Lust hat mitzumachen, ist
natürlich herzlich willkommen.
Erfahrungen mit Schauspiel oder
Gewaltfreiheit sind dafür keine Vor-
bedingung, denn laut Augusto Boal
kann jede_r von uns Theaterspie-
len – und tut dies auch ständig in
den verschiedenen Rollen, die wir
täglich erfüllen.

Links und weiterführende 
Informationen …

Monatlicher Jugend Jour Fixe:
http://www.versoehnungsbund.at/
jugendaktivitaten/

Theater der Unterdrückten in Wien: 
http://www.tdu-wien.at/
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Wir machen Theater!
„ACT for Peace“ am Bodensee-Friedensufer
von Angelika Schoder

Das SCHAU(hin)SPIEL(mit) des Friedens beim Bodensee Friedensufer

Foto: Ulrike Buder-Gassner
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Das Theater der Unter-
drückten 

...ist eine gewaltfreie Bewe-
gung, die auf sozial-humanitäre
Ungleichgewichte hinweist und
Menschen ermächtigen soll,
sich aus ihrer Unterdrückung
zu befreien. Es wurde von
Augusto Boal in den 1950er
Jahren in Brasilien entwickelt
und verbreitete sich von dort
aus auf der ganzen Welt. Ver-
schiedene Theatertechniken
helfen dabei, die Wahrneh-
mung der Beteiligten zu verän-
dern, alternative Handlungs-
möglichkeiten aufzuzeigen und
unterdrückenden Monolog
durch Dialog zu ersetzen. Dazu
zählen unter anderem das Fo-
rumtheater und das Bilderthea-
ter. Letzteres wählten wir (in
leicht abgewandelter Form) für
unsere Aktion, weil es für uns
als Einsteiger_innen ohne The-
atererfahrung am zugänglich-
sten erschien. Als nützliches
und interessantes Handbuch,
das nicht nur praktische Übun-
gen und Anwendungsbeispiele,
sondern auch theoretischen
Hintergrund vermittelt, empfeh-
len wir „InExActArt“ von Birgit
Fritz (Verlag ibidem, 2013).

“Theatre is a form of know-
ledge; it should and can also
be a means of transforming
society. Theatre can help us
building our future, rather
than just waiting for it.”

Augusto Boal

Mehr unter:

http://www.tdu-wien.at

Am Samstag, den 12. September 2015 startet in Gmünd eine außerge-
wöhnliche Friedens- und Gedenkfahrt, eine Fahrt mit Elektroautos zu
Gedenkstätten in Gmünd, Ceske Velenice und Weitra. Diese Plätze des
Erinnerns stehen im Zusammenhang mit jüdischen ungarischen Zwangs-
arbeiter_innen und mit mutigen Waldviertler-_innen, die in den letzten
Kriegsmonaten unter Lebensgefahr Menschen vor dem Tod retteten und
dafür von Israel als „Gerechte unter den Völkern“ ausgezeichnet worden
sind. 

Von diesen Gedenkorten wollen wir Brücken bauen zum Heute - zu Frie-
densinitiativen der Versöhnung und der Menschenrechte beim „Meilenstein
des Friedens“ an der Grenze bei Moorbad Harbach, beim „Garten der Men-
schenrechte“ und bei der wieder aufgebauten Kirche im ehemaligen
Buchers (Tschechien) bei Karlstift. 

An den 8 Stationen der Friedensfahrt wird es Information und spirituelle
Impulse zum jeweiligen Platz und Thema geben! 

Die Fahrt findet bewusst mit Elektroautos statt, um auf den Zusammen-
hang zwischen Ökologie und Frieden aufmerksam zu machen. Die Ener-
gieagentur der Regionen wird dieses Thema in Weitra am Rathausplatz
präsentieren. Die Friedens- und Gedenkfahrt wird vom Verein „Weg des
Friedens“ in Zusammenarbeit mit den Gemeinden Gmünd, Ceske Velenice
und Weitra, dem Energiestammtisch Waidhofen/Thaya, dem Internetportal
www.erinnern.at, der Mittelschule für Musik und Ökologie Gmünd und dem
Bucherser Heimatverein veranstaltet.

Beginn der Friedensfahrt ist um 8 Uhr vom Hauptplatz in Gmünd und
der Abschluss wird ca. um 17 Uhr in Buchers sein. Es ist auch mög-
lich, nur an einem Teilabschnitt oder an einzelnen Stationen der Frie-
densfahrt teilzunehmen.

Informationen zu Programm und Teilnahme an der Veranstaltung unter

Tel: 0664/73945085     http://www.versoehnungsbund.at/friedensbrucken/

Friedens- und Gedenkfahrt
70 Jahre Frieden in Österreich: Friedensbrücken

Geflüchtet - Flüchtling werden - Flüchtig sein
Dieses Jahr laden wir Sie ganz herzlich zum aktuellen Thema Flucht ein.

Unter dem Titel GEFLÜCHTET haben wir die Gelegenheit mit Expert-
_innen aus Österreich ins Gespräch sowie mit erst kürzlich geflohenen
Menschen in Berührung zu kommen. Am Sonntag bleibt uns genügend Zeit
um eigene Erfahrungen auszutauschen. 

Wir freuen uns auf ein interessantes Wochenende von 28.-30. August 2015
auf der Erentrudisalm in Salzburg!

Informationen zu Programm und Teilnahme

Tel: 01/408 5332        http://www.versoehnungsbund.at/?p=3102

6. VB - Austauschwochenende
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Wir sehen immer nur zwei Möglichkeiten 
selber ohne Luft sein oder andern die Kehle zuhalten 
Angst haben oder Angst machen 
geschlagen werden oder schlagen 
Du hast eine andere Möglichkeit versucht 
und deine Freunde haben sie weiterentwickelt 
sie haben sich einsperren lassen 
sie haben gehungert 
sie haben Spielräume des Handelns vergrößert 

Wir gehen immer die vorgeschriebene Bahn 
wir übernehmen die Methoden dieser Welt 
verachtet werden und dann verachten 
die andern und schließlich uns selber 

Lasst uns die neuen Wege suchen 
wir brauchen mehr Fantasie als ein Rüstungsspezialist 
und mehr Gerissenheit als ein Waffenhändler 
und lasst uns die Überraschung benutzen 
und die Scham, die in den Menschen versteckt ist 

Auszug aus Der Dritte Weg
von Dorothee Sölle

DVR 0583031 
Zulassungsnummer: 
GZ 02Z032555M

P.b.b.
Internationaler Versöhnungsbund
Lederergasse 23/Hof2/St.3/Tür 27
A-1080 Wien
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